2. Beilage 


zum Amtsblatt Nr. 33 der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 


Ausgegeben den 18. Auguſt 1909. 


Auf den Bericht vom 12. Juni d. Js. will Ich die von dem 20. Generallandtage der Schleſiſchen 
Landſchaft im Jahre 1909 gefaßten Beſchlüſſe mit Ausſchluß derer zu B. III. Nr. 21 und 24, B. IV. 


Nr. 29, B. I 
Faſſung hiermit landesherrlich genehmigen. 


Nr. 9 und 10, ſowie B. II. Nr. 13 in der aus der zurückfolgenden Anlage ſich ergebenden 


An Bord M. M. „Hohenzollern“, Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal, den 23. Juni 1909. 
a gez. Wilhelm R. 
ggez. von Arnim (zugleich für den Juſtizminiſter). 
An den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und den Juſtizminiſter. 


Beſchlüſſe 
des 


Zwanzigſten Generallandtages der Schleſiſchen Landſchaft 
im Jahre 1909. 


AL 
Nr. 1. Bewilligung barer Zuſchußdarlehen 
zur Herſtellung von Arbeiterwohnungen auf 
bepfandbrieften Grundſtücken und Vertrag 
mit der Landes verſicherungsanſtalt Schlefien. 

Zu Beſchluß Nr. 17 und 28 des Generallandtages 
von 1901; Teil II Kapitel 2, 8 22, Teil III Kapitel 8, 
§ 1ff. Landſchafts⸗Reglement. 

1. Die Schleſiſche Landſchaft iſt befugt, den Eigen⸗ 
tümern bepfandbriefter, inkorporierter und nicht infor: 
porierter Grundſtücke zum Zwecke der Herſtellung 
von Arbeiterwohnungen, wenn eine ſolche nach dem 
Ermeſſen des Landſchaftskollegiums oder der Zwiſchen⸗ 
deputation wirtſchaftlich vorteilhaft iſt und eine dau⸗ 
ernde Verbeſſerung des Gutes gewährleiſtet, tilgungs⸗ 
pflichtige Darlehen in barem Gelde zu gewähren, 
die zuſammen den Betrag von drei Millionen Mark 
nicht überſchreiten dürfen. 

2. Der Betrag ſolcher Darlehen richtet ſich nach 
der Höhe und dem Zinsfuße des auf dem Gute 
haftenden Pfandbriefdarlehens mit der Maßgabe, 
daß er bei einem vierprozentigen Pfandbriefdarlehen 
10 % , bei einem minderprozentigen 15 /¼ des 
Pfandbriefdarlehens nicht überſchreiten darf und die 
zu ſeiner Verzinſung und Tilgung erforderlichen 
Jahresleiſtungen einſchließlich der Zinſen, Tilgungs⸗ 
fondsbeiträge und Nebenleiſtungen des Pfandbrief 
darlehens durch eine Jahresleiſtung von höchſtens 
5 % des letzteren gedeckt fein müſſen. 

3. Das Darlehen wird als Zuſchußdarlehen zu 
dem haftenden oder gleichzeitig zu bewilligenden 
Pfandbriefdarlehen 55 Antrag der zuſtändigen 


Fürſtentumslandſchaft nach Zuſtimmung des Land⸗ 
ſchaftskollegiums oder der Zwiſchendeputation von 
der Generallandſchaftsdirektion in Betrag und Bedin⸗ 
gungen feſtgeſetzt und ganz oder in Teilbeträgen 
ausgezahlt. 

4. Das Zuſchußdarlehen iſt mit 3% des urſprüng⸗ 
lichen Betrages jährlich zu verzinſen und mit min⸗ 
deſtens 2 % jährlich unter Zutritt der durch die 
fortſchreitende Tilgung erſparten Zinſen zu tilgen. 
Die übernommenen Jahreszahlungen ſind zugleich 
mit den Zinſen des Pfandbriefdarlehens an Johanni 
und Weihnachten zu entrichten. 

Für die Beitreibung rückſtändiger Zahlungen 
genießt die Landſchaft dieſelben Vorrechte, wie ſie 
ihr bezüglich der Rückſtände an Zinſen, Tilgungs⸗ 
fondsbeiträgen und Nebenleiſtungen des Pfandbrief⸗ 
darlehens eingeräumt ſind. 

5. Zur Tilgung des Zuſchußdarlehens werden 
außer den dafür zu entrichtenden Tilgungsraten die 
laufenden Tilgungsfondsbeiträge des Pfandbrief⸗ 
darlehens verwendet Der Tilgungsfonds des letzteren 
wird bis zur Rückzahlung des Zuſchußdarlehens 
gegen anderweitige Verfügungen des Gutseigentümers 
geſperrt und haftet der Landſchaft für Ausfälle auch 
bei dem Zuſchußdarlehen. 

6. Die Kontrolle über die Verwendung des 
Darlehens und die beſtimmungsmäßige Benutzung 
und Unterhaltung der Arbeiterwohnungen wird von 
der zuständigen Fürſtentumslandſchaft ausgeübt. 
Verwendet der Gutseigentümer das Darlehen zu 
anderen Zwecken oder erfüllt er ſonſt die Bedin⸗ 
gungen der Bewilligung nicht, ſo kann ihm das 
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Zuſchuß⸗ und das Pfandbriefdarlehen ganz oder teil- 
weiſe mit ſechsmonatlicher Friſt zur Rückzahlung 
gekündigt werden. In einem ſolchen Falle iſt der 
Schuldner verpflichtet, jede Abzahlung ſich in erſter 
Linie auf das Zuſchußdarlehen anrechnen zu laſſen. 
Die Koſten der von der Fürſtentumslandſchaft ange⸗ 
ordneten örtlichen Feſtſtellungen trägt der Guts⸗ 
eigentümer. 

7. Der Eigentümer darf die Pfandbriefhypotheken 
nicht vor Ablauf von 20 Jahren ſeit Eintragung 
dieſer Beſchränkung zur Rückzahlung kündigen. Eine 
frühere Kündigung iſt nur zuläſſig, wenn gleichzeitig 
mit der Rückzahlung der Pfandbriefhypotheken nebſt 
Zinſen auch der noch nicht getilgte Betrag des baren 
Zuſchußdarlehens nebſt Zinſen bis zum Zahlungs⸗ 
tage zurückgezahlt wird. 

8. Der Darlehensſchuldner hat die von der 
Generallandſchaftsdirektion feſtgeſetzten Verpflich⸗ 
tungen an Zinſen, Tilgungsraten und Rückzahlungs⸗ 
bedingungen zu übernehmen und die übernommenen 
Leiſtungen durch Eintragung einer Erhöhung der 
für das Pfandbriefdarlehen zu zahlenden Zinſen bis 
auf 5 % im Grundbuche ſicher zu ſtellen. 

9. Ausfälle trägt der Eigentümliche Fonds der⸗ 
jenigen Fürſtentumslandſchaft, in deren Bezirk das 
beliehene Gut liegt, inſoweit ſie nicht aus den Zins⸗ 
überſchüſſen der bei der Generallandſchaftsdirektion 
verwalteten Ablöſungsfonds der Altlandſchaftlichen 
Pfandbriefe und der Pfandbriefe Lit. A gedeckt 
werden können. 

10. Zur Beſchaffung der baren Mittel für 
Gewährung dieſer Zuſchußdarlehen wird die General⸗ 
landſchaftsdirettion ermächtigt, zu Laſten und namens 
der geſamten Landſchaft bei der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt Schleſien in Höhe des Bedürfniſſes verzins⸗ 
liche Darlehen bis zum Geſamtbetrage von drei 
Millionen Mark zu entnehmen mit der Maßgabe, 
daß zunächſt nur die Entnahme von Darlehen bis 
zur Höhe von einer Million Mark erfolgt und es 
zur Entnahme weiterer Beträge der Genehmigung 
an er Ausſchuſſes der Schleſiſchen Landſchaft 

edarf. 

11. Die Rückzahlung dieſer Darlehen an die 
Landesverſicherungsanſtalt erfolgt durch Verwendung 
der dafür von den Schuldnern zu entrichtenden 
Tilgungsraten unter Zutritt der durch die fort⸗ 
ſchreitende Tilgung erſparten Zinſen und der laufenden 
Tilgungsfondsbeiträge des Pfandbriefdarlehens. 

B. I. Organiſche Beſtimmungen. 

2. Vertretung verhinderter Landesälteſter 
bei Ausſchreibung und Abhaltung des 
Kreistages. 

Zu Teil 11 Kapitel 4 B § 5 Landſch.⸗Regl. 

Durch Syſtemsbeſchluß kann der Landſchafts⸗ 
direktor allgemein ermächtigt werden, bei eintretender 
Behinderung ſämtlicher Landesälteſten eines Kreiſes 
die Ausſchreibung des Kreistages und die Führung 
des Vorſitzes und des Protokolls dabei einem Landes⸗ 


älteſten eines anderen Kreiſes des Syſtems zu über⸗ 
tragen. In dieſem Falle bezieht der Vertreter Tage⸗ 
gelder und Reiſekoſten nach Maßgabe der landſchaft⸗ 
lichen Gebührenordnung A 8 3. 
3. Vorbedingungen für die Wahl zum 
Landſchaftsſyndikus. 

Zu Teil II Kapitel 4 A 8 48 Landſch.⸗Regl., Nr. 44 
der deklaratoriſchen Beſtimmungen von 1824. 

Nr. 44 der deklaratoriſchen Beſtimmungen von 1824. 

„Kein Mitglied eines Juſtizkollegii darf Syn⸗ 
dikus bei der Landſchaft ſein, inſofern zu dieſer 

Landſchaft gehörige Güter im Gerichtsbezirk des⸗ 

ſelben liegen“ 
wird aufgehoben. 

4. Erhöhung der Verfügungsfonds. 

Zu Beſchluß Wa des Generallandtages von 1846, 
Nr. 6 des Generallandtages von 1888. 

Die in Nr. 6 der Generallandtagsbeſchlüſſe von 
1888 beſtimmten Verfügungsfonds werden um ein 
Drittel ihres bisherigen Betrages mit der Maßgabe 
erhöht, daß der Verfügungsfonds nicht zu regel⸗ 
mäßigen Zuwendungen an die Beamten benutzt 
werden darf. Der Verfügungsfonds iſt übertragbar. 
5. Fürſorge für Hinterbliebene landſchaft⸗ 

licher Beamten. 

Zu Beſchluß 4 Nr. III des Generallandtages 
von 1868, b Nr. 11 des Generallandtages von 
1846, zur Fürſorgeordnung vom 26. Auguſt 1889 / 
26. September 1899. 

1. In dem Generallandtagsbeſchluß A Nr. III 
von 1868 werden in Zeile 5 und 6 die Worte 
„den gedachten Hinterbliebenen“ durch die Worte 

„der Witwe und den ehelichen oder legitimierten 

Nachkommen“ erſetzt. 

2. Der gedachte Generallandtagsbeſchluß erhält 
folgenden Zuſatz: 

„Die Zahlung kann auf Verfügung der zuſtändigen 

landſchaftlichen Behörde auch dann ſtattfinden, 

wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 

Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflege⸗ 

kinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend 

geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn 
und ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die 

Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 

zu decken.“ 

3. In dem Generallandtagsbeſchluß V b Nr. 11 
von 1846 werden in Zeile 2 die Worte „die Hinter⸗ 
bliebenen“ durch die Worte: 

„die Witwe und eheliche oder legitimierte Nach⸗ 

kommen“ erſetzt. 

4. Der gedachte Generallandtagsbeſchluß erhält 
ferner folgenden Zuſatz: 

„Die Zahlung kann auf Verfügung der zuſtändigen 

landſchaftlichen Behörde auch dann ſtattfinden, 

wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 

Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflege⸗ 

kinder, deren Ernährer er ganz oder überwiegend 

geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn 


und ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht, um die 

Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 

zu decken.“ 

5. In der Fürſorgeordnung betreffend die Witwen 
und Waiſen von Beamten der Schleſiſchen Land⸗ 
ſchaft vom 26. Auguſt 1889/26. September 1899 
werden 

a. in 8 1 die Worte „durch nachgefolgte Ehe“ 

geſtrichen, 

b. der 8 2 Abſatz 2 durch folgende Faſſung erſetzt: 
„Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich 
der 8 4 verordneten Beſchränkung mindeſtens 
300 Mark betragen und 3500 Mark nicht 
überſteigen.“ 

c. in § 9 die Worte „des letzten Monats“ ge ; 

ſtrichen. 
6. Die Aenderung des § 2 Abſatz 2 der Für⸗ 
ſorgeordnung erhält rückwirkende Kraft auf alle, ſeit 
dem 1. April 1908 eingetretenen, dem $ 1 ent⸗ 
ſprechenden Fälle. 
6. Zuſtändigkeit der Zwiſchendeputation. 
A. Zu 8 55 der Geſchäftsordnung von 1846. 
„Der Beruf der Zwiſchendeputation beſteht in 
der Verwaltung und Erledigung ſolcher, zwiſchen 
den Fürſtentumstagen erwachſender Geſchäftsange⸗ 
legenheiten, welche grundſätzlich zur Zuſtändigkeit 
des Kollegiums gehören, aber, weil ſie einer Be⸗ 
ſchleunigung bedürfen, bis zum nächſten Fürſtentums⸗ 
tage nicht zurückgelegt werden können. In dieſer 
Vorausſetzung fallen der Zwiſchendeputation anheim: 
1. die Feſiſezung aufgenommener Gutstaxen und 
die Bewilligung des landſchaftlichen Kredites, 
die Beſchlußnahme über die Belaſſung oder 
Einziehung des aus irgend einer Veranlaſſung 
in Frage geſtellten Kredits, insbeſondere auch 
a. die Prüfung von Pachtverträgen, 
b die Prüfung von Rezeſſen über Auseinander⸗ 
ſetzungen, Gemeinheitsteilungen, Ablöſungen, 
. die Erteilung von Unſchädlichkeitszeugniſſen, 
die Pfandentlaſſung der durch andere als die 
— Rechtsgeſchäfte veräußerten Teil⸗ 
ſtücke, 
die Ermittelung und Verkündung der Kreis⸗ 
und Syſtemsbeſchlüſſe in Wahlangelegenheiten, 

die Umfertigung und Erneuerung altlandſchaft⸗ 
licher Pfandbriefe, 

bei zwangsverwalteten Gütern die Bewilligung 
von Vorſchüſſen, wenn ſolche außer zu den 
laufenden Wirtſchaftsbedürfniſſen und⸗Ausgaben 
und zur Berichtigung der Pfandbriefzinſen zu 
anderen Zwecken nötig werden, und die Prüfung 
und Abnahme der Wirtſchaftsrechnungen.“ 

B. Zu 8 56 der Geſchäftsordnung von 1846. 

Der § 56 der Geſchäftsordnung von 1846 erhält 
folgenden Zuſatz: 

„unter obiger Vorausſetzung auch, wenn es ſich 
um die Pfandentlaſſung aus Teilſtücken und die 

Freigabe von Kaufgeldern und von Brand⸗ 


2. 


— 
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entſchädigungen handelt, ſelbſtändig zu entſcheiden. 
Die ſo getroffene Entſcheidung iſt dem nächſten 
Fürſtentumstage oder der nächſten Zwiſchen⸗ 
deputation zur Kenntnisnahme vorzulegen.“ 
7. Landſchaftliches Kaſſenweſen. 
Zu Beſchluß IV des Generallandtages von 1846. 
In dem Generallandtagsbeſchluß IV Lit. e Nr. 6 
Abſatz 1 von 1846 werden hinter den Worten 
„Kontrollbuch der Einnahme“ die Worte „und Aus⸗ 
gabe“ und hinter den folgenden Worten „alle Ein⸗ 
nahmen“ die Worte „und Ausgaben“ eingefügt. 
8. Landſchaftliches Depoſitalweſen. 
Zu Beſchluß XV ab des Generallandtages von 1846, 
B IV Nr. 6 b von 1871. 
1. Der 8 13 des Generallandtagsbeſchluſſes XV 
von 1846 erhält zu a folgende Faſſung: 

„Die ordentliche Reviſion durch eine Deputation 
des Kollegiums, welche mit der Reviſton der 
Rechnungen verbunden wird ($ 12), bezweckt die 
Prüfung, ob der rechnungsmäßige Depoſitalbeſtand 
auch wirklich vorhanden ſei und vorſchriftsmäßig 
verwahrt werde. Es werden daher unter Hinzu⸗ 
ziehung der Depoſitarien die Depoſitalbehältniſſe 
von den Reviſoren eröffnet, die darin befindlichen 
Beſtände durch Vornahme zahlreicher Stichproben 
und vollſtändige Durchlegung einzelner, auch 
größerer Maſſen eingeſehen und das vorhandene 
Metall⸗ und Papiergeld nachgezählt oder nach⸗ 
gewogen. So wird der vorgefundene Beſtand 
ermittelt und demnächſt mit dem rechnungs⸗ 
mäßigen verglichen. 

Ueber den Befund nehmen die Reviſoren ein, 
auch die Stichproben und vollſtändig geprüften 
Maſſen angebendes Protokoll auf, welches von 
den Depoſitarien unterſchrieben und zum Vortrage 
im Kollegium befördert wird. Das Kollegium 
verfügt und betreibt ſodann die Abſtellung etwa 
vorgefundener Mängel.“ 2 
2. 89 (Außer: und Wiederinkursſetzung) fällt weg. 
3. In dem Generallandtagsbeſchluß B IV Nr. 6b 

Abſatz' 3 von 1871 wird vor dem Worte „Urkunden“ 
das Wort „der“ durch das Wort „zahlreicher“ erſetzt. 
II. Abſchätzungsgrundſätze. 

11. Annahme eines höheren Roggenpreiſes 
bei ſogenannten Beſtgütern. 

Zu den Abſchätzungsgrundſätzen von 1883 8 20. 

1. 8 20 der Abihägungsgrundfäge erhält folgenden 
Zuſatz als Lit. d: 

„Wenn Güter, die den Vorausfegungen des 
8 17, drittletzter Abſatz, entſprechen, einen Durch⸗ 
ſchnittsertrag von mehr als 44 Neuſcheffel erreicht 
haben, ſo iſt das feſtſetzende Landſchaftskollegium 
oder die Zwiſchendeputation befugt, unter beſonderer 
Begründung auf Antrag der Abi chätzungskommiſſion 
einen Roggenpreis bis zu 5 Mark anzunehmen. 
Dem Direktor gebührt hierbei ein volles Stimmrecht.“ 
2. Dieſe Beſtimmung erhält rückwirkende Kraft 

für bereits früher nach den Abſchätzungsgrundſätzen 
1* 


von 1883 geſchätzte Güter mit der Maßgabe, daß 
die Vornahme einer Taxrecherche (örtlichen Beſich⸗ 
tigung und Anerkennung) erforderlich iſt und hier⸗ 
von nur da abgeſehen werden kann, wo es ſich um 
Güter handelt, die unter der Annahme des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Beſchluſſes und mit dieſer Begründung 
im Jahre 1909 geſchäßt worden find. 

12. Ermäßigung der Abzüge auf Wirtſchafts-, 
Werbungs- und Ausnutzungskoſten bei 
kleinen Grundſtücken. 

Zu den Abſchätzungsgrundſätzen von 1883 
8 18, 25, 32. 

1. Die 88 18, Abſatz 1, 25, Abſatz 1, 32, 
Abſatz 1 der Abſchätzungsgrundſätze erhalten (hinter 
der Stufenfolge) folgenden Zuſatz: 

„Bei Grundſtücken, welche an Acker, Wieſe, 
Weide und Garten zuſammen nicht mehr als 
6 Hektar enthalten, kann eine Herabſetzung vor⸗ 
ſtehender Stufenfolge um höchſtens je 5% eintreten.“ 
2. Dieſe Beſtimmung erhält rückwirkende Kraft 

für bereits früher nach den Abſchätzungsgrundſätzen 
von 1883 geſchätzte Grundſtücke mit der Maßgabe, 
daß die Vornahme einer Taxrecherche (örtlichen Beſich⸗ 
tigung und Anerkennung) erforderlich iſt und hier⸗ 
von nur da abgeſehen werden kann, wo es ſich um 
Grundſtücke handelt, die unter der Annahme des 
Inkrafttretens dieſes Beſchluſſes und mit dieſer 
Begründung im Jahre 1909 geſchätzt worden ſind. 
14. Aenderung der Grundſätze für die 
Abſchäßung von Forſten. 
Zu den Abſchäzungsgrundſätzen von 1883 
15, 38 ff. 

Die 88 15, 38 bis 58 der Abſchätzungsgrundſätze 

von 1883 erhalten folgende Faſſung: 
15. 


Die Abſchätzungsverhandlungen werden der Fürſten⸗ 
tumslandſchaft eingereicht; von dieſer empfängt der 
Beſitzer des Gutes nach erfolgter Feſtſetzung der 
Taxe zu ſeiner Kenntnisnahme einen aus den 
Kommiſſions⸗ und Feſtſetzungsverhandlungen herzu⸗ 
ſtellenden Taxauszug, welcher die Beſchreibung des 
Gutes, einen Auszug aus der Zuſammenſtellung 
der Schätzungsregiſter (Angabe der Flächen und 
Ertragswerte der Klaſſen, und der Holzgattungen 
und Betriebsarten) und den Taxanſchlag enthält. 

Bezüglich des Forſtes wird hierbei auf Antrag 
auch Abſchrift des Abſchätzungswerkes erteilt. 

38 


Ausſchließung der Forſtnutzung. 

Nach näherer Beſtimmung des Landſchaftsreglements 
ſteht dem Beſitzer eines zu bepfandbriefenden Gutes 
frei, zu verlangen, daß der ganze Forſt oder eine 
genau abgegrenzte Parzelle desſelben von der Ver⸗ 
haftung für die Pfandbriefſchuld freigelaſſen werde. 

Liegt ein ſolcher Antrag vor, ſo unterbleibt ſelbſt⸗ 
redend die Abſchätzung der Forſtnutzung. 

Wenn aber in ſolchem Falle auf dem abzu⸗ 
fhägenden Gute eine von dem Berechtigten in dem 
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Forſte auszuübende Forftbienftbarfeit haftet, fo muß 
dieſe bei der Abſchätzung des Gutes in der Art 
berückſichtigt werden, daß der Geldwert der Leiſtung 
oder des Genuſſes als eine Gutslaſt in Auegabe 
geſtellt wird. 
§ 39. 
Schätzung der Forſtnutzung. 

Wenn dagegen der Forſt zur Abſchätzung kommt, 
ſo iſt dabei der nachhaltige Ertrag aus der Holz⸗ 
nutzung und aus der Gräſereinutzung zu würdigen. 

40. 


Vermeſſung. 

Der Forſttaxator, welchem die Abſchätzung des 
Forſtes übertragen worden iſt (8 11), bildet und 
bezeichnet die Abteilungen unter tunlichfter Rückſicht⸗ 
nahme auf Vereinfachung des Kartenbildes. Dabei 
beachtet er beſtehende Grenzen (Wege uſw.), die 
Beſchaffenheit des Geländes, des Bodens und der 
Holzbeſtände, deren Art, Güte und Alter ſachgemäß 
zu berückſichtigen ſind. 

Hieran ſchließt ſich die Vermeſſung durch den 
Landmeſſer, deſſen Flächenregiſter die Grundlage 
für die weitere Tätigkeit des Taxators bildet. 

Die in Abſatz 1 verlangte Vorbeſichtigung durch 
den Forſttaxator kann nach dem Ermeſſen des Land⸗ 
ſchafts⸗Direktors im Einverſtändnis mit dem Beſitzer 
des Gutes unterbleiben. 

8 41. 
Zuziehung eines Forſttaxators. 

Der Forſttaxator hat die Ergebniſſe der Abſchätzung 
in einer ausführlichen Abſchätzungsſchrift darzulegen 
und zu begründen und dieſe Schrift der Taxkommiſſion 
zur Prüfung und Beſchlußnahme zu unterbreiten. 
Bei der Schätzung der Holzbeſtandsmaſſe und des 
Holzzuwachſes in Forſten, welche über 250 Hektar 
umfaſſen, ſind ihm zwei Kreis⸗Forſttaxatoren (8 11) 
zuzuweiſen. A: 


8 
Boden⸗ und Beſtands⸗Beſchreibung. 

Zur Vorbereitung des Schätzungswerkes hat der 
Forſttaxator unter Benutzung der Karte und des 
Vermeſſungsregiſters eine kurze Beſtandsbeſchreibung 
und Einteilung in Bodenklaſſen nach forſtwiſſenſchaft⸗ 
lichen Grundſätzen 

a) für die Hochwaldbeſtände, 

b) für die Mittelwaldbeſtände, 

o) fur die Niederwaldbeſtände einſchließlich der 

Weidenheger 
aufzuſtellen. 
8 43. 
Umtriebszeit. 

Die Umtriebszeit wird nach den maßgebende n 
Verhältniſſen ſachverſtändig beſtimmt und begründet. 

Grundſätzlich darf ſie 

1. für Nadelholzhochwald und Hochwald von harten 

Laubholzarten nicht unter 80 Jahren, 
2. für Hochwald von Birken, Erlen und anderen 
Weichholzarten und für alle Waldungen, welche 


aus Nieder⸗ oder Mittelwald in Hochwald über- 
führt werden, nicht unter 30 Jahren, 

3. für Niederwald und für das Unterholz im 

Mittelwalde nicht unter 15 Jahren, 
4. für das Oberholz im Mittelwalde nicht unter 
dem doppelten Unterholzumtrieb 
feſtgeſtellt werden. 

Bei gemiſchten Beſtänden entſcheidet die vor⸗ 
herrſchende Holzart. 

Für Weidenheger ſoll, wenn auf Korbmacherruten 
gewirtſchaftet wird, ein einjähriger, andernfalls dem 
Wirtſchaftszwecke entſprechend, ein hoherer Umtrieb 
angenommen werden. 

Für Nadelholzhochwald darf ausnahmsweiſe unter 
beſonderen Umſtänden und mit beſonderer Begründung 
(3. B. für Beſtände, deren Zuwachs mit 60 Jahren 
als abgeſchloſſen zu betrachten iſt, für Fichtenbeſtände, 
die in einem höheren Alter als 60 Jahre der Rot⸗ 
fäule anheimfallen, bei ganz beſonders günſtigem 
und nachgewieſenem Abſatz für Gruben- und Schleif⸗ 
holz) ein niedrigerer Umtrieb, indeſſen nicht unter 
60 Jahren, zugrunde gelegt werden. 

Auch für Niederwald darf ausnahmsweiſe unter 
beſonderen Umſtänden und mit beſonderer Begründung 
ein niedrigerer Umtrieb, indeſſen nicht unter 10 Jahren, 
zugrunde gelegt werden 


Blockeinteilung. 

Große zuſammenhängende Hochwaldforſten, oder 
abgeſondert von einander belegene, größere Hochwald⸗ 
forſten, ſowie umfangreiche Mittel⸗ und Niederwald⸗ 
beſtände ſind in der Regel in mehrere Blöcke zu 
teilen. Als Grundbedingung iſt hierbei eine ſolche 
Abgrenzung der Blöcke feſtzuhalten, daß in jedem 
derſelben eine für ſich abgeſchloſſene Wirtſchaft mit 
Vorteil geführt werden könne. Auch ſind die etwa 
auf dem Forſte haftenden Berechtigungen Dritter zu 
berückſichtigen, indem es erforderlich ſein kann, die 
Blockgrenzen mit den Dienſtbarkeitsgrenzen möglichſt 
zuſammenzulegen, damit nicht die Berechtigten durch 
die ſonſt wohl vorkommende Ueberſchreitung der 
geſetzlich zuläſſigen Schonungsflächen in der Aus⸗ 
übung ihrer eee ee werden. 

8 45 


Periodenbildung. Ueberweiſung der Beſtände. 
Erſter Abſatz. 

Nachdem die Umtriebszeit feſtgeſtellt ift und die 
Blockeinteilung ſtattgefunden hat, ſchreitet der Taxator 
zur Periodenbildung und Aufftellung eines allgemeinen 
Wirtſchaftsplanes ($ 46). Die ganze Umtriebszeit 
wird je nach ihrer kürzeren oder längeren Dauer 
und der Größe des Forſtes in Perioden eingeteilt, 
deren Dauer bei dem Hochwalde auf 15 bis 20 Jahre 
zu bemeſſen iſt. 

Zweiter Abſatz. 

Demnächſt werden die Beſtände den einzelnen 
Perioden überwieſen und zu dieſem Zweck die 
Flächen nach Verhältnis ihrer Bodengüte und Holz⸗ 


5 


haltigkeit, ſowie mit gehöriger Berückſichtigung des 
Holzalters der Beſtände zur Zeit des Abtriebes, 
dergeſtalt verteilt: 

a) daß jeder Periode Beſtände von möglichſt gleicher 

Bodengüte überwieſen werden, 

b) daß die Beſtandsgüte der jeder Periode zu über⸗ 

weiſenden Holzbeſtände möglichſt gleich ausfalle, 

c) daß das Alter der Beſtände zur Zeit des 

Abtriebs (alſo in der Mitte der entſprechenden 
Abtriebsperiode) der für das Revier ans 
genommenen Umtriebszeit möglichſt gleich⸗ 
komme, und 

d) daß der Abtrieb der der erſten Periode über⸗ 

wieſenen Beſtände erfolgen könne, ohne Beſtände 
der zweiten und ſpäteren Perioden gegen die 
herrſchende Sturmrichtung freizulegen, oder 
einer vermehrten Feuersgefahr auszuſetzen, die 
Hiebsfolge alſo geſichert iſt. 

Dritter Abſatz. 

Hiernach werden zwar in der Regel die Beſtände 
entſprechend ihrem Alter den verſchiedenen Perioden 
zugeteilt werden; es bleibt aber dem Ermeſſen des 
Taxators überlaſſen, auch jüngere, im Zuwachs 
zurückſtehende ſchwammfaule oder ſonſt mangelhafte 
Beſtände, inſoweit derartiges Holz zu der Zeit, da 
es zum Hiebe kommen ſoll, nur überhaupt nutzbar 
und zu verwerten iſt, in frühere Perioden, und 
andererſeits auch ältere und beſſere Beſtände in 
ſpätere Perioden einzuweiſen; und es dürfen alſo 
namentlich auch der erſten Periode jüngere Hölzer 
zugeteilt werden, als in dieſe bei alleiniger Berück⸗ 
ſichtigung der Umtriebszeit und des Altersklaſſen⸗ 
verhältniſſes gehören würden, inſofern nur nach⸗ 
gewieſen wird, daß ſolche Holzſortimente, wie fie zur 
Zeit des Abtriebes von ihnen zu erwarten ſind, 
wirklich dauernd verwertet werden können. 

Letzter Abſatz. 

Wenn ein Forſt derartig beſchaffen iſt, daß weder 
Beſtände der erſten Periode zugeteilt noch Erträge 
aus Durchforſtungen ($ 47 B) wirtſchaftlich ent⸗ 
nommen werden können, ſo kann er nicht geſchätzt 
werden. 

8 46. 


Zuſammenſtellung des Betriebsplanes. 
un Schlagfläche. 
a 1 


ſatz 1. 

In welcher Art die Periodenbildung und die 
Ueberweiſung der verſchiedenen Holzbeſtandsab⸗ 
teilungen in die einzelnen Abtriebsperioden (8 45) 
tattgefunden habe, iſt durch einen aufzuſtellenden 
Betriebsplan darzutun. Dieſer iſt ſo einzurichten, 
daß unter ſeiner Zugrundelegung demnächſt die 
Fürſtentumslandſchaft von dem Forſttaxator auf 
Antrag und Koſten des Beſitzers ohne ihre Ver⸗ 
antwortlichkeit einen beſonderen, die Bewirtſchaftung 
im einzelnen regelnden Wirtſchaftsplan ausarbeiten 
laſſen kann. Die Abtriebsperioden, denen die 


| einzelnen Beſtandsabteilungen zugewieſen worden, 


find auf der Karte mit römifchen Ziffern einzu⸗ 

ſchreiben. Ebenſo ſind die innerhalb der erſten 

Periode noch zu kultivierenden Flächen in der Karte 

mit der Zahl des Jahres kenntlich zu machen, in 

welchem der Anbau zu 17 5 hat (vgl. § 53). 
Abſatz 2 


Unter dem Abſchluſſe einer jeden Periode iſt die 
durchſchnittliche Größe der jährlichen Schlagfläche 
anzugeben. Sie bildet weiterhin die Grundlage für 
die Kontrolle der Forſtabnutzung nach § 57. 

Abſatz 3 


Die Periodenflächen ſind blockweiſe zuſammen⸗ 
zuſtellen. Bei Annahme mehrerer Blöcke erfolgt am 
Schluſſe eine Hauptzuſammenſtellung. 

Abſatz 4. 

Uebrigens ift es nicht unzuläſſig, bei vorhandenen 
ungünſtigen Altersklaſſenverhältniſſen die periodiſchen 
Abtriebsflächen der verſchiedenen Blöcke unter⸗ 
einander auszugleichen, dergeſtalt, daß, was einer 
Periode des einen Blockes zu wenig an Fläche 
überwieſen worden, der entſprechenden Periode des 
anderen Blockes mehr überwieſen werde. Doch darf 
dadurch die richtige periodiſche Flächenverteilung im 
ganzen nicht beeinträchtigt werden. 

Abſatz 5. 
Mit dem Vetriebsplane iſt ein Durchforſtungsplan 
für die erſten 5 Jahre INT 
8 
Schätzung des Materialvorrates. 
Abſatz 1. 

Der Materialvorrat wird ermittelt durch Schätzung 
der Maſſenerträge aus der Hauptnutzung und aus 
der Vornutzung. 


. 


Abſatz 2. 

A. Hauptnutzung. Die Holzmaſſe der I. und die 
der II. Periode wird unter Ausſcheidung der Vor- 
nutzung der letzteren im einzelnen ermittelt und 
geſchätzt (z. B. durch Auszählen und Anſprechen des 
alten Holzes, durch Auskluppen und Höhenmeſſungen 
unter Benutzung von Maſſentafeln, durch Aufnahme 
von Probeflächen, durch Maſſenſchägung nach 
Hektar uſw.). Der wirkliche Zuwachs wird probe⸗ 
weiſe unterſucht, der nach den Standortsverhältniſſen 
anzunehmende veranſchlagt und berechnet und der 
gefundenen Holzmaſſe zugeſetzt; den der I. Periode 
zum Abtriebe überwieſenen Beſtänden wird der 
Zuwachs für die Hälfte der Jahre, welche die Periode 
umfaßt, den der II. Periode zugewieſenen Beſtänden 
dagegen der Zuwachs für die ganze I. und die halbe 
II. Periode hinzugeſetzt. 

Abſatz 3. 

Die auf dieſe Weiſe für jede Beſtandsabteilung 
der erſten und zweiten Periode gefundene Holzmaſſe 
der Hauptnußung einſchließlich des Zuwachſes iſt in 
Derbholz⸗Feſtmetern anzugeben und demnächſt in 
Nutzholz⸗Feſtmeter einerſeits (und zwar unter 
Trennung des Nußholzes in a) Bau: und Schneide: 
holz, b) Schleif⸗ und Grubenholz, o) andere orts⸗ 


übliche Sortimente) und in Brennholz⸗Raummeter 

(Scheit⸗ und Aſtholz zuſammengefaßt) andererſeits zu 

zerlegen, wobei ein Raummeter Brennholz und ein 

Raummeter Schichtnußholz (da, wo Schleif- und 

Grubenholz in der Form des Schichtnutzholzes auf⸗ 

geſetzt iſt) zu 0,7 Feſtmeter berechnet werden. 
Abſaß 4. 

Bei allen Anſätzen von Holzmaſſen pro Hektar 
findet eine Abrundung der Zahlen auf ganze Raum⸗ 
meter beziehentlich Reiſighunderte in der Weiſe ftatt, 
daß alle kleineren Bruchteile als ¼ weggelaſſen, 
hingegen die von ½ oder mehr gleich 1 behandelt 


werden. 
Abſatz 5. 

Jene Zerlegung muß mit Rückſicht auf die 
Beſchaffenheit des Holzes nach den Ergebniſſen der 
üblichen Aufarbeitung und der bisherigen Verwertung 
des Holzes vorgenommen werden. 

Hierbei darf der Nußholzanteil für Fichte, Tanne, 
Lärche und Kiefer bis zu 80 v. H., für Eiche bis 
zu 70 v. H., für alle anderen Holzarten bis zu 
60 v. H. der geſamten geſchätzten Derbholzmaſſe im 
Höchſtſatze berechnet werden, inſoweit eine ſolche 
Berechnung und Verwertung aus dem abzuſchätzenden 
oder einem benachbarten, in vergleichbaren Ver⸗ 
hältniſſen befindlichen Forſte nachgewieſen wird. 

Bei einem niedrigeren als 80 jährigen Umtriebe 
darf der Nutzholzanteil 60 v. H. nicht überfteigen. 

Abſatz 6. 


Der Holzmaſſe aus der Hauptnupung kann beim 
Hochwalde ein Ertrag von je bis 10 v. H. an 
Stockholz und Reiſig zugeſetzt werden, wenn der⸗ 
artige geringe Holzſortimente Abſatz finden und ihre 
Werbung und Verwertung als geſichert nachgewieſen 
iſt. Hierbei werden 1 Raummeter Stockholz zu 
0,4 Feſtmeter und 1 Raummeter Reiſig zu 0,2 Feſt⸗ 
meter gerechnet. Wo das Reiſig als Gebundreiſig 
aufgearbeitet wird, werden je 100 Gebund für 
7,5 Raummeter gerechnet. Die Annahme des 
höchſten oder eines geringeren Prozentſatzes wird 
durch die Holzgattung, die ortsübliche Art der 
Rodung und die Abſapverhältniſſe bedingt. 


Abſatz 7. 
Hinſichtlich der übrigen Perioden genügt der durch 
eine überſchlägliche Maſſenanſprache nach den 


Erfahrungstafeln zu führende Nachweis, daß auf 
den dieſen Perioden überwieſenen Beſtandsflächen 
ein hinreichender Materialvorrat vorhanden ſei, um 
nach den örtlichen Verhältniſſen die periodiſche 
Erneuerung des bei den im einzelnen geſchätzten 
Perioden ermittelten Materialvorrates erwarten 
zu laſſen. 
Abſatz 8. 

B. Vornutzung. Als Vornutzung werden nach 
den tatſächlichen Verhältniſſen geihägt und, wie 
oben, zerlegt alle im Intereſſe einer gehörigen 
Beſtandspflege aus Durchforſtungen jährlich zu 
erzielenden Holzmaſſenerträge der zweiten und 


fpäteren Perloden. Der jährliche Abnutzungsſatz an 
Derbholz für die Vornutung darf indeſſen keinesfalls 
höher als auf 1½ Feſtmeter für den Hektar der 
Flächen der zweiten und ſpäteren Perioden und der 
Nutzholzanteil hierbei nicht höher als auf 60 v. H. 
der geſamten geſchätzten Derbholzmaſſe der Vor⸗ 
nutzung bemeſſen werden. Wo die Verwertung von 
Durchforſtungsreiſig zahlenmäßig nachgewieſen iſt, 
darf der geſchätzten Derbholzmaſſe der Vornutzung 
ein entſprechender Ertrag bis zu 15 v. H. und, 
wenn dieſe Verwertung dauernd zu Faſchinen erfolgt, 
bis zu 30 v. H. an Reiſig zugeſetzt werden. 
48 


Ermittelung des jährlichen Etats. 

Die Summe der nach Vorſchrift des vorigen 
Paragraphen unter A Abſatz 2—6 gefundenen 
Erträge der erſten und zweiten Periode, welche den 
Materialvorrat dieſer beiden Perioden darſtellt, wird 
durch die Anzahl der Jahre der erſten und zweiten 
Periode geteilt, und ſo der durchſchnittlich einjährige 
Materialertrag dieſer Perioden aus der Hauptnutzung 
gefunden. Dieſer iſt demnächſt als durchſchnittlicher 
alljährlicher Materialertrag der ganzen Umtriebszeit 
aus der Hauptnutzung anzuſehen. 

Ebenſo iſt der nach Vorſchrift des vorigen Para⸗ 
graphen unter B gefundene Jahresmaterialertrag 
aus der Vornutzung nunmehr als durchſchnittlicher 
alljährlicher Materialertrag der ganzen Umtriebs eit 
aus der Vornutzung anzuſehen. 
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Mittel⸗ und Niederwald. 
littel⸗ und Niederwald werden unter Ausſcheidung 
umzuwandelnder Flächen in Jahresſchläge eingeteilt. 
Der zu erwartende Durchſchnittsertrag der Schläge 
bildet den Abnußzungsſatz. 

Die Erträge des Unterholzes ſind nach 100 Gebund 
Reiſig, diejenigen des Oberholzes dagegen in Derb: 
holy. Feftmetern, getrennt nach Sortimenten, zu 
berechnen. Der jährliche Abnutßungsſatz des Ober⸗ 
holzes darf deſſen gegenwärtig ermittelten Durch⸗ 
ſchnitts;uwachs nicht überſteigen. 

Dem Ertrage des Oberholzes an Derbholz kann 
unter der Vorausſetzung des § 47 Abf. 6 ein Ertrag 
bis zu 20 v. H. an Reiſig zugeſetzt werden. 

In Forſten, in welchen rechnungsmäßig der Nach⸗ 
weis geführt wird, daß ein erheblicher Teil der 
Hol nußung ſechs Jahre lang aus der Gewinnung 
und dem Verkauf von Eichenſpiegelrinde herrührt, 
darf dem nach Maßgabe der 88 50, 51 ermittelten 
Jahresgeldertrage aus der Holznutzung ein Zuſchlag 
von höchſtens 20 v. H. als Erlös für Rinde hinzu⸗ 
gefügt werden. Ein höherer oder geringerer Satz 
wird angewendet je nach dem Uebergewichte von 
eichenen Jungwüchſen in den Beſtänden, nach dem 
freudigen oder minder günſtigen Wachstum und 
Gedeihen dieſer Holzart, und nach der geringeren 
oder größeren Entfernung von großen Gerbereien 
oder Eiſenbahnen. Niemals darf der Zuſchlag die 


Hälfte des im ſechsjährigen Durchſchnitt nach⸗ 
gewieſenen jährlichen Reinerlöſes (d. i. des Erlöſes 
abzüglich der Gewinnungs⸗ und Ablieferungskoſten) 
für verkaufte Eichenſpiegelrinde überſteigen. 
lit. b. fällt weg. 
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Holzpreiſe. 

Für den nach vorſtehenden Beſtimmungen 
ermittelten jährlichen Materialertrag aus dem Hoch⸗ 
oder dem Mittel⸗ und dem Niederwalde wird der 
Geldwert nach den ſechsjährigen Durchſchnittspreiſen, 
wie ſie ſich aus den Rechnungen des geſchätzten 
Forſtes ſelbſt oder eines benachbarten, in vergleich⸗ 
baren Verhältniſſen befindlichen, Forſtes für die ver⸗ 
ſchiedenen geſchätzten Holzſortimente herausſtellen, für 
Haupt⸗ und Vornutzung getrennt, und nach Rück⸗ 
ſchlag von 10 v. H. zur Sicherung gegen die 
Schwankungen ſolcher Preiſe berechnet und nach 
Abzug der ortsüblichen Schlagerlöhne angeſetzt. 
Demnächſt wird der Geldwert von Haupt⸗ und Vor⸗ 
nutzung ene z 

1 


Findung des Reinertrages aus der Holznutzung. 

Von dieſer Geſamt⸗Geldeinnahme werden: 

a) zur Deckung der Gefahren, welchen der Wald 
z. B. durch Raupenfraß, Windbruch, Schnee⸗ 
bruch, Schütte, Wildſchaden, Waldbrand, Dürre, 
Hagelſchlag ausgeſetzt iſt, 

10 v. H. bei Nadelholzhochwald in mindeſtens 

80 jährigem Umtriebe, N 

12 bis 15 v. H. bei Nadelholzhochwald in 

niedrigerem Umtriebe, 

4 bis 8 v. H. bei Laubholzhochz, Mittel: 

und Niederwald abgeſeßt; ferner 

p) die Verwaltungs⸗ und Beaufſichtigungskoſten 
mit 2 bis 10 Mark für den Hektar Forſt⸗ 
fläche, und 

c) die Kulturkoſten mit 12 bis 150 Mark für 
den Hektar der in der erſten Periode durch⸗ 
ſchnittlich zu kultivierenden Flächen, je nachdem 
Stockausſchlag, Pflanzung, natürliche oder 
künſtliche Beſamung vorausgefegt wird, 

in Abzug gebracht und ſo der Reinertrag der Holz⸗ 
nutzung gefunden. 

Im Falle einer ausreichenden Waldbrand⸗ 
verſicherung kann der Abzug auf Gefahren um 
ein Drittel ermäßigt werden. 

Der Reinertrag darf bei Weidenhegern 60 Mark 
und bei ummandlungsbebürftigem (88 43 Abſ. 2 
Nr. 2, 49 Abſ. 1) Niederwald, einſchließlich der 
Nutzung von Eichenſpiegelrinde, 20 Mark für den 
Hektar nicht überſteigen. 

52. 
Kleinere Forſten. 

Forſten, deren Fläche nicht über 50 Hektar beträgt, 
ſind, wenn es der Beſitzer nicht ausdrücklich verlangt, 
gar nicht zu einem beſtimmten Materialnutzungs⸗ 
Ertrage anzuſprechen, ſondern können nach Maßgabe 


der Güte des Bodens von der Taxkommiſſion ohne 
Zuziehung eines Forſtverſtändigen zu einem Rein⸗ 
ertrage von 2 bis 36 Mark für den Hektar, 
umwandlungsbedürftiger Niederwald indeſſen nur 
bis zum Höchſtſatze von 20 Mark für den Hektar, 
geſchätzt werden, in welcher Schätzung die Nutzung 
ſowohl aus dem Holz, wie auch aus der Gräſerei 
ihre Bewertung findet. 

Dasſelbe kann auf Antrag des Beſitzers geſchehen 
bei kleinen, getrennt liegenden Parzellen (3. B. Wild⸗ 
remiſen) von zuſammen nicht über 25 Hektar, die 
nach ihrer Lage, den Beſtands verhältniſſen oder aus 
ſonſtigen Gründen in den Betriebsplan des größeren, 
nach dem Materialnutzungsertrage geſchätzten Guts⸗ 
forſtes nicht einbezogen werden können. 

Dieſe Beſtimmungen gelten jedoch nur für den 
Fall, daß nicht durch Ausſchließung von größeren, 
d. i. zuſammen 25 Hektar überſteigenden Forſtteilen 
aus der Verhaftung oder Abſchätzung (88 3, 38) die 
zu ſchätzende Forhflähe auf die oben bezeichnete 
Größe verkleinert worden iſt. 

8 53. 

Auf Feldern, Wieſen und Grabenrändern ſtehende 
einzelne Bäume werden zu einem Holzertrage nicht 
veranſchlagt. Dagegen können Forſtblößen, ſowie 
andere Grundſtücke, welche der Beſitzer dem Walde 
zuſchlagen will, zur Ertragsberechnung herangezogen 
werden, inſofern deren Kultivierung innerhalb der 
I. Periode erfolgen kann. Doch find für den Hektar 
der ſo herangezogenen Kulturflächen die Kulturkoſten 
zu veranſchlagen und abzuziehen ($ 51). 

8 54. 
Zuſammenſtellung. 
Nachdem der Taxator 
a) die Beſchreibung ſämtlicher der Abſchätzung 
unterworfenen Holzbeſtände (8 42), 
b) den allgemeinen Betriebeplan und den Durch⸗ 
forſtungsplan für den Hochwald (8 46), 
e) die Ertragsermittelung für Hoch⸗, Mittel⸗ und 
Niederwald (SS 47 bis 51) 
angefertigt hat, ſind die einjährigen Gelderträge des 
Hoch-, Mittel: und Niederwaldes zufammenzutragen 
und aufzurechnen. 
§ 55. 

Die aus der Verpachtung der Gräſerei zu gewin⸗ 
nende Nutzung kommt, wenn ſie durch ſechsjährige 
Rechnungen nachgewieſen wird und in dieſem Falle 
höchſtens mit dem Durchſchnittspreiſe des Pachtzinſes, 
in keinem Falle aber höher als zu 28 Mark für 
den Hektar zum Anſatz. 

Wenn die vorliegenden Rechnungen einen kürzeren 
als ſechsjährigen Zeitraum umfaſſen, ſo wird die 
Annahme begründet, daß in den fehlenden Jahren 
eine Einnahme nicht ſtattgefunden habe; es iſt alſo 
auch in ſolchem Falle der ſechſte Teil des nachge⸗ 
wieſenen Betrages als die geſuchte Durchſchnittszahl 
zu betrachten. 


§ 56. 
Die ſo gefundenen Jahreserträge 
aus der Holznutzung und 
aus der Gräſerei 
werden, ein jeder für ſich, mit der Zahl zwanzig 
kapitaliſtert und mit den entſprechenden Kapitalziffern 
in den Taxanſchlag übertragen. 
8 57. 
Aufſicht. 

Wenn das Gut, deſſen Forſt nach vorſtehenden 
Beſtimmungen abgeſchätzt worden iſt, demnächſt 
bepfandbrieft wird, fo muß die Forſtabnutzung nach 
dieſen Beſtimmungen inſofern eingerichtet werden, 
als die nach § 46 feſtgeſetzten Schlagflächen und 
eine ſachgemäße Durchforſtung nicht überſchritten 
werden dürfen. Die bepfandbrleften Forſten werden 
daher einer dauernden Aufſicht durch die zuſtändige 
Fürſtentumslandſchaft unterworfen. 

Dieſe Aufſicht wird geübt: 

a) durch alljährlichen Nachweis der abgeholzten 
und von beſonderen Unglücksfällen betroffenen 
Flächen, welche nach den Nummern auf der 
Karte genau zu bezeichnen und wobei auch die 
Nummern derjenigen Fläche anzugeben ſind, 
welche in dem betreffenden Jahre durchforſtet 
worden ſind, 
durch alljährlichen Nachweis des Anbaues der 
abgeholzten und der außerdem für die erſte 
Periode zur Kultur beſtimmten Flächen, 
durch örtliche Beſichtigungen durch den land: 
ſchaftlichen Forſttaxator und je nach dem 
Ermeſſen des Landſchaftsdirektors auch durch 
einen Landesälteſten. Dleſe Beſichtigung findet 
alle 5 Jahre ſtatt, wenn nicht beſondere Ver⸗ 
hältniſſe ſie außergewöhnlich früher erforderlich 
erſcheinen laſſen. Sie erſtreckt ſich nicht nur 
auf die Feſtſtellung, ob der Betriebs- und der 
Durchforſtungsplan innegehalten und die 
Kulturen mit Erfolg vorgenommen worden 
ſind, ſondern auch auf die Ermittelung, ob 
Nutzungen in Wegfall gekommen, und ob die 
Nachhaltigkeit der Materialerträge durch 
beſondere Unglücksfälle, durch übermäßige 
Durchforſtungen und Aushiebe, durch Entnahme 
von Waldſtreu uſw. gefährdet worden iſt. 

Hierbei iſt auch zu prüfen, ob ein neuer 
Betriebsplan erforderlich iſt. Die Koſten eines 
ſolchen trägt der Forſtbeſitzer. Der Durch⸗ 
forſtungsplan iſt ſtets für die nächſten 5 Jahre 
neu aufzuſtellen. Die Koſten der Beſichtigungen 
trägt bis auf weiteres die betreffende Fürſten⸗ 
tumslandſchaft. Sie fallen dem Forſtbeſitzer 
zur Laſt, wenn ſich nach dem Ermeſſen des 
Landſchaftsdirektors eine ſchuldhafte, erhebliche 
Verletzung des Betriebs⸗ oder Durchforſtungs⸗ 
planes oder Gefährdung der Materialerträge 
ergeben hat. 
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Unter beſonderen Umſtänden kann die 
Fürſtentumslandſchaft neben der Flächenkontrolle 
die Maſſenkontrolle anordnen oder auf Antrag 
des Beſitzers zulaſſen. 

Für eine ſolche Maſſenkontrolle iſt der aus 
den Erträgen der erſten beiden Perioden ab: 
geleitete jährliche Abnutzungsſatz maßgebend. 

Wenn mit Rückſicht auf eine genommene 
Waldverſicherung eine Ermäßigung der Abzüge 
auf Gefahren ſtattgefunden hat, ſo iſt das 
Fortbeſtehen dieſer Verſicherung zu beaufſichtigen 
und im Falle ihres Erlöſchens ein entſprechender 
Kreditteil zurückzuziehen. 

Geldbeträge, welche im Wege der Verſicherung 
als Schadenserſatz für Waldbrände gezahlt 
werden, ſind, ſoweit ſie nicht von der Land⸗ 
ſchaft zu Ablöſungszwecken in Anſpruch 
genommen werden, nach Abzug der Kultur⸗ 
koſten auf den Einſchlag der erſten Periode zu 
verrechnen. 

Bei Forſten, die nach der Grundſteuer ohne 
Vorbehalt einer Aufſicht, oder kleineren Forſten, 
die nicht auf ihren Materialertrag geſchätzt 
worden ſind, findet keine dieſer Auſſichts⸗ 
maßregeln Anwendung. 

Bei Forſten, welche nach den bisherigen 
Abſchätzungsgrundſätzen geſchätzt und beliehen 
ſind, bewendet es bei den bisherigen Aufſichts⸗ 
maßregeln. 

§ 58. 


Die erforderlichen Ausführungsvorſchriften erläßt 
die Generallandſchaftsdirektion mit Genehmigung 
des Engeren Ausſchuſſes. 

III. Beleihung des inkorporierten Grund- 
eigentums. 
15. Beleihung nach der Grundſteuer. 
Zu Beſchluß B Nr. 4 des Generallandtages von 1895. 

In Beſchluß B Nr. 4 Abſatz 1 des Generalland⸗ 
tages von 1895 tritt an Stelle der Zahl 30 die 
Zahl 36. 

16. Kultur veränderungen. 

Zu Titel 11 Kap. 4 A 8 39 ff. Landſchaftsreglement 
Nr. 40, 97 der deklaratoriſchen Beſtimmungen von 1824. 

Bei Kulturveranderungen kann nach dem Ermeſſen 
des Landſchaftskollegiums oder der Zwiſchendeputation 
von einer Kürzung und Zurückziehung haftenden 
Kredits abgeſehen werden, wenn die Kulturveränderung 
eine wirtſchaftlich richtige Maßnahme darſtellt. 

17. Freiwillige Rückzahlung von Teilbeträgen 
bei Darlehen lit. A und lit. C. 

Zu dem Regulativ vom 22. November 1858, 
$ 11, Regulativ vom 22. Januar 1872 Nr. 8, Abſatz 1 
(Königl. Kab.⸗Order vom 22. Jan uar 1872 Nr. 3). 

1. Zu 8 11 Abſatz 1 des Regulativs vom 22. No⸗ 
vember 1858 werden in Zeile 2 die Worte „hundert 
Taler“ durch die Worte „hundert Mark“ erjept. 

2. In Nr. 8 Abſatz 1 des Regulativs vom 
22. Januar 1872 werden in Zeile 2 die Worte 


„fünfzig Taler“ (vergl. Kabinettsorder vom 22. Januar 

1872 Nr. 3) durch die Worte „hundert Mark“ erſetzt. 

18. Herabſetzung des Zinsſatzes bei Teil⸗ 
beträgen von Darlehen lit. C. 


Zu Beſchluß 11 Nr. 2 des Generallandtages von 1883. 


In Beſchluß II Nr. 2 des Generallandtages von 
1883 werden in Abſatz 1, Zeile 6 und 7, die 
Worte „den vollen Darlehensbetrag oder bei einem 
Pfandbriefdariehen lit. A" geſtrichen und in Zeile 7 
an Stelle des Wortes „desſelben“ die Worte „des 
Darlehensbetrages“ geſetzt. 

19. Verjährung von Zinsſcheinen zu altland⸗ 
ſchaftlichen Pfandbriefen und zu Pfand— 
briefen lit. A und lit. C. 

Zu dem Regulativ vom 7. Dezember 1848 Nr. 4, 
Regulativ vom 22. November 1858 § 21, Nach⸗ 
trag dazu vom 6. Oktober 1868 § II, Beſchluß B 1 
Nr. 6, 7, II Nr. 3 b des Generallandtages von 1871. 

1. In Nr. 4 des Regulativs vom 7. Dezember 1848 
werden die Worte „vom Fälligkeitstermine ab gerechnet, 
alſo ſpäteſtens in dem achten Zinstermine“ durch die Worte 

„vom 31. Dezember des Jahres der Fälligkeit 
ab gerechnet“ erſetzt. 

2. In § 21 Abſatz 4 des Regulativs vom 22. No⸗ 
vember 1858 werden die Worte „vom Verfalltermine 
ab gerechnet alſo ſpäteſtens in dem achten Zins⸗ 
termine“ durch die Worte 

„vom 31. Dezember des Jahres der Fälligkeit 
ab gerechnet“ erſeßt. 

3. Die Aenderungen zu 1 und 2 und damit die 
entſprechende Aenderung des Muſters der Zinsſcheine 
treten erſt für die nächſten, neu auszugebenden Zins⸗ 
ſcheinreihen in Kraft. 

20. Zuſchußdarlehen. 
Zu Beſchluß Nr. 17 des Generallandtages von 1901. 

1. In Beſchluß Nr. 17 des Generallandtages 
von 1901 werden in Abſatz I 

a. in Zeile 4 und 5 hinter den Worten „und 

dem Nennwerte derſelben“ die Worte 

„ſowie zur Deckung der durch die Beleihung 

oder Umwandlung entſtehenden Tax⸗, Ein⸗ 

tragungs⸗, Stempel: und Ausfertigungskoſten“ 
eingefügt, 

b. in Zeile 10 die Zahl 6 durch die Zahl 10 erſetzt. 

2. Abſatz 5 erhält folgenden Wortlaut: 

„Zur Deckung eines Kureunterſchiedes iſt in 
erſter Linie der aufgeſammelte Amortiſationsfonds⸗ 
anteil eines ſchon haftenden landſchaftlichen Dar⸗ 
lehens zu verwenden.“ 

22. Ausfälle in der Zwangsverſteigerung. 
Zu Beſchluß II Nr. 6 des Generallandtages von 1883. 

Beſchluß II Nr. 6 des Generallandtages von 1883 
erhält folgende Faſſung: 

„Ausfälle in der Zwangsverſteigerung.“ 

Zu dem Regulativ vom 22. Januar 1872 
Nr. 9, 10, 13, Regulativ vom 22. Mai 1839 
Art. XXVII, Regulativ vom 22. November 1858 
8 16, Nachtrag vom 6. Oktober 1868 $ 11, VII. 
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Inſoweit bei der Zwangsverſteigerung eines inkor⸗ 
porierten Gutes die darauf haftenden Pfandbriefe 
oder nach den Regulativen vom 22. November 1858 
oder 22. Januar 1872 nebſt Nachträgen darauf 
gewährten Darlehen nicht vollſtandig mit ihren Neben⸗ 
forderungen zur Hebung kommen, iſt die Landſchaft 
befugt, zur Tilgung des Ausfalls den für die 
betreffende Schuld aufgeſammelten und zur Deckung 
eines etwa darauf laſtenden Bankkredits (Nr. 9 lit. c 
des Regulativs vom 22. Januar 1872, Beſchluß 
Nr. 5 des Generallandtages von 1888, B Nr. 11 
des Generallandtages ven 1895) nicht erforderlichen 
Amortiſationsfonds zu verwenden und zu dieſem 
Behufe die zur Löſchung zu bringenden auegefallenen 
Gutsbriefe nötigenfalls durch Umtauſch zu beſchaffen. 

Inſoweit eine ſolche Verwendung erforderlich wird, 
geht daher der aufgeſammelte Amortiſationsfonds 
auf den Erſteher des Gutes nicht über. 

23. Wegfall des Aufgebots verjährter Bar⸗ 
valuten von gekündigten altlandſchaftlichen 
Pfandbriefen, Pfandbriefen lit. A und lit. (08 

Zu dem Regulativ vom 7. Dezember 1848 Nr. 7, 
Regulativ vom 22. November 1858 § 27 Abſatz 2. 
28 Abſatz 2 lit. c, Regulativ vom 22. Januar 1872 
Nr. 2, IL. 

Ein Aufgebot ſolcher Barbeträge für öffentlich 
gekündigte Pfandbriefe, welche durch 30 Jahre, vom 
Fälligkeitetermine ab gerechnet, unerhoben geblieben 
ſind, findet nicht mehr ſtatt. Sie werden vielmehr 
nach Ablauf dieſer Friſt bezüglich der altlandſchaft⸗ 
lichen Pfandbriefe und der Pfandbriefe lit. A den 
Eigentümlichen Fonds der Landſchaft, bezüglich der 
Pfandbriefe lit. O dem Sicherheitsfonds lit. C über⸗ 
wieſen. 

IV. Beleihung des nicht inkorporierten 

Grundeigentums. 
25. Geſamtſchätzung mehrerer Grundſtücke. 
Zur Beleihungsordnung vom 10. Auguſt 1888 881,24. 
1. 8 1. der Beleihungsordnung vom 10. Auguſt 
1888 erhält folgenden Zufag als Abſatz 6: 

„Mehrere, demſelben Eigentümer gehörige 
Grundſtücke, welche eine wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit bilden, können, wenn die grundbuchliche 
Zuſchreibung des einen zum anderen als deſſen 
Beſtandteil ſich nicht ermöglichen läßt, als 
ein Inbegriff geſchätzt und mit einer Geſamt⸗ 

hypothek beliehen werden.“ 

2. 8 24 Abſatz 1 lit. e erhält folgenden Zuſatz: 

„oder die wirtſchaſtliche Einheit mehrerer, 
als ein Inbegriff geſchätzter und beliehener 
Grundſtücke wieder aufgehoben wird“ ($ 1 
Abſatz 6). 

26. Wertsermittelung nach der Grundſteuer. 
Zu Beſchluß B Nr. 15 des Generallandtags von 1895. 
In Beſchluß B Nr. 15 Abſatz 1 des Generalland⸗ 


tages von 1895 tritt an Stelle der Zahl 30 die 


Zahl 36. 


27. Kulturveränderungen. 

Zur Beleihungsordnung vom 10. Auguſt 1888 

8 22, 24. 

Bei Kulturveränderungen kann nach dem Ermeſſen 
des Landſchaftskollegtums oder der Zwiſchendeputation 
von einer Kürzung und Zurückziehung haftenden 
Kredits abgeſehen werden, wenn die Kulturberände⸗ 
rung eine wirtſchaftlich richtige Maßnahme darſtellt. 

28. Zuſchußdarlehn. 
Zu Beſchluß Nr. 28 des Generallandtages von 1901. 

1. In Beſchluß Nr. 28 des Generallandtages von 

1901 werden in Abſatz 1 
a) in Zeile 4 hinter den Worten „und dem 
Nennwerte derſelben“ die Worte: 
„ſowie zur Deckung der durch die Be⸗ 
leihung oder Umwandlung entſtehenden 
Tar⸗, Eintragungs⸗, Stempel- und Aus⸗ 
fertigungskoſten“ 
eingefügt, 
b) in Zeile 9 die Zahl 6 durch die Zahl 10 erſetzt. 

2. Abſaß 5 erhält folgenden Wortlaut: 

„Zur Deckung eines Kursunterſchiedes iſt 
in erfler Linie der aufgeſammlte Tilgungs⸗ 
fondsanteil eines ſchon haftenden landſchaft⸗ 
lichen Darlehens zu verwenden.“ 

30. Herabſetzung des Zinsſatzes bei Teil⸗ 
beträgen von Darlehen lit. D. 
Zur Beleihungsordnung vom 10. Auguſt 1888 
8 23 lit. d. 

In 8 23 lit. d der Beleihungsordnung vom 
10. Auguſt 1888 Zeile 2 und 3 treten an Stelle 
der Worte „des ganzen Darlehens oder mindeſtens 
des vierten Teiles desſelben“ die Worte: 

„mindeſtens des zehnten Teiles des Dar⸗ 
lehens.“ 

V. Landſchaftliche Bank. 

31. Erwerbung ausländiſcher Werte. 
Zu Beſchluß Nr. 38 des Generallandtages von 1901. 

In Beſchluß Nr. 38 des Generallandtages von 
1901 tritt an Stelle der Zahl 30 000 die Zahl 
50 000. 

32. Penſtionsverhältniſſe der Beamten der 
Schleſiſchen landſchaftlichen Bank. 
Zu Beſchluß Nr. IV des Generallandtages von 1904. 

In Beſchluß Nr. IV des Generallandtages von 
1904 werden in Abſatz 3, Satz 1 hinter den Worten 
„als landſchaftlicher Bankdiätar“ die Worte: 

„oder landſchaftlicher Bankkaſſendiener“ 
eingefügt. 


Veröffentlicht 
Breslau, den 3. Auguſt 1909. 
Schleſiſche Generallandſchaftsdirektlon. 


Pförtner von der Hölle. 
Nickiſch v. Roſenegk. 
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